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Glücksspielgesetz  
Abschnitt I des Bundesgesetzes vom 28. November 1989 (BGBl. Nr. 620/1989),  

zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 73/2010 
 

- Abdruck auszugsweise -  

… 

Allgemeiner Teil 

§ 1 
Glücksspiele 

(1) Ein Glücksspiel im Sinne dieses Bundesgesetzes ist ein Spiel, bei dem die Entscheidung über das Spiel-
ergebnis ausschließlich oder vorwiegend vom Zufall abhängt. 

(2) Glücksspiele im Sinne dieses Bundesgesetzes sind insbesondere die Spiele Roulette, Beobachtungs-
roulette, Poker, Black Jack, Two Aces, Bingo, Keno, Baccarat und Baccarat chemin de fer und deren Spiel-
varianten. Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, aus Gründen der Rechtssicherheit durch Verordnung 
weitere Spiele als Glücksspiele im Sinne des Abs. 1 zu bezeichnen. 

(3) In Angelegenheiten des Glücksspiels kann der Bundesminister für Finanzen Amtssachverständige bestellen. 

(4) Der Bundesminister für Finanzen hat per Verordnung einen Beirat oder eine Stelle zur Suchtprävention und 
Suchtberatung unter Beiziehung des Bundesministers für Gesundheit sowie des Bundesministers für Kon-
sumentenschutz einzurichten, dessen bzw. deren Aufgabe die inhaltliche, wissenschaftliche und finanzielle 
Unterstützung des Spielerschutzes ist. Zur Finanzierung der Arbeit dieser Stelle oder dieses Beirates wird ab 1. 
Jänner 2011 ein Finanzierungsbeitrag von 1 v. T. der jeweiligen Bemessungsgrundlage nach § 28 sowie nach 
§ 57 Abs. 4 gemeinsam mit den jeweiligen Abgaben erhoben.“ 

 

§ 2 
Ausspielungen 

(1) Ausspielungen sind Glücksspiele, 

1. die ein Unternehmer veranstaltet, organisiert, anbietet oder zugänglich macht und 

2. bei denen Spieler oder andere eine vermögenswerte Leistung in Zusammenhang mit der Teilnahme am 
Glücksspiel erbringen (Einsatz) und 

3. bei denen vom Unternehmer, von Spielern oder von anderen eine vermögenswerte Leistung in Aussicht 
gestellt wird (Gewinn). 

(2) Unternehmer ist, wer selbstständig eine nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen aus der Durch-
führung von Glücksspielen ausübt, mag sie auch nicht auf Gewinn gerichtet sein. 

Wenn von unterschiedlichen Personen in Absprache miteinander Teilleistungen zur Durchführung von Glücks-
spielen mit vermögenswerten Leistungen im Sinne der Z 2 und 3 des Abs. 1 an einem Ort angeboten werden, 
so liegt auch dann Unternehmereigenschaft aller an der Durchführung des Glücksspiels unmittelbar beteiligten 
Personen vor, wenn bei einzelnen von ihnen die Einnahmenerzielungsabsicht fehlt oder sie an der Veran-
staltung, Organisation oder dem Angebot des Glücksspiels nur beteiligt sind. 

(3) Eine Ausspielung mit Glücksspielautomaten liegt vor, wenn die Entscheidung über das Spielergebnis nicht 
zentralseitig, sondern durch eine mechanische oder elektronische Vorrichtung im Glücksspielautomaten selbst 
erfolgt. Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, durch Verordnung bau- und spieltechnische Merkmale 
von Glücksspielautomaten näher zu regeln sowie Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten festzulegen. 
Glücksspielautomaten gemäß § 5 sind verpflichtend an die Bundesrechenzentrum GmbH elektronisch anzu-
binden. Der Bundesminister für Finanzen kann im Wege einer Verordnung den Zeitpunkt dieser Anbindung fest-
legen. Darüber hinaus kann der Bundesminister für Finanzen zu den Details der elektronischen Anbindung und 
den zu übermittelnden Datensätzen in dieser Verordnung Mindeststandards festsetzen, wobei auch der Zugriff 
der Behörden auf einzelne Glücksspielautomaten (§ 5) zu regeln ist. Die auf 10 Jahre verteilten Kosten für die 

© Hans-Joachim Höxter by isa-guide.de 



Seite 2 

Österreich 

Errichtung eines Datenrechenzentrums bei der Bundesrechenzentrum GmbH sowie die Kosten für dessen 
laufenden Betrieb sind durch die konzessions- und bewilligungserteilenden Behörden den Konzessionären und 
Bewilligungsinhabern auf Grundlage einer von der Bundesrechenzentrum GmbH durchzuführenden Abrechnung 
über die durch die Konzessionäre und Bewilligungsinhaber verursachten Kosten jährlich bescheidmäßig vor-
zuschreiben und für die Bewilligungsinhaber von Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten (§ 5) dem 
Bund zu erstatten. Im Rahmen des laufenden Betriebs des Datenrechenzentrums kann der Bundesminister für 
Finanzen ferner jederzeit eine technische Überprüfung von Glücksspielautomaten, der auf diesen befindlichen 
Software sowie einer allfälligen zentralen Vernetzung vornehmen oder die Vorlage eines unabhängigen 
technischen Gutachtens über die Einhaltung der glücksspielrechtlichen Bestimmungen verlangen. Mit der Er-
richtung des Datenrechenzentrums und der elektronischen Anbindung sind dem Bundesminister für Finanzen 
Quellcodes oder Referenzprogramme der Spielprogramme der daran anzubindenden Glücksspielautomaten ge-
sondert vorab zu hinterlegen. 

(4) Verbotene Ausspielungen sind Ausspielungen, für die eine Konzession oder Bewilligung nach diesem 
Bundesgesetz nicht erteilt wurde und die nicht vom Glücksspielmonopol des Bundes gemäß § 4 ausgenommen 
sind. 

 

§ 3 
Glücksspielmonopol 

Das Recht zur Durchführung von Glücksspielen ist, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt 
wird, dem Bund vorbehalten (Glücksspielmonopol). 

 

§ 4 
Ausnahmen aus dem Glücksspielmonopol 

(1) Glücksspiele unterliegen nicht dem Glücksspielmonopol des Bundes, wenn sie 

1. nicht in Form einer Ausspielung im Sinne des § 2 Abs. 1 und 

2. a) bloß zum Zeitvertreib und um geringe Beträge oder 

b) nur einmalig zur Veräußerung eines körperlichen Vermögensgegenstandes durchgeführt werden. 

(2) Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten nach Maßgabe des § 5 unterliegen nicht dem Glücksspiel-
monopol des Bundes. 

(3) Warenausspielungen mit Glücksspielautomaten unterliegen nicht dem Glücksspielmonopol des Bundes, 
wenn die vermögenswerte Leistung nach § 2 Abs. 1 Z 2 den Betrag oder den Gegenwert von 1 Euro nicht über-
steigt und es sich um die Schaustellergeschäfte des „Fadenziehens”, „Stoppelziehens”, „Glücksrades”, 
„Blinkers”, „Fische- oder Entenangelns”, „Plattenangelns”, „Fische- oder Entenangelns mit Magneten”, 
„Plattenangelns mit Magneten”, „Zahlenkesselspiels”, „Zetteltopfspiels” sowie um diesen ähnliche Spiele 
handelt. Eine Warenausspielung liegt nicht vor, wenn die Einlösung des Gewinns in Geld möglich ist. 

(4) Lebensversicherungsverträge, nach denen die in Ab- und Erlebensfall zu leistende Versicherungssumme für 
den Fall der Auslosung vorzeitig zu zahlen ist, unterliegen nicht dem Glücksspielmonopol. 

(5) Glückshäfen, Juxausspielungen und Tombolaspiele unterliegen nicht dem Glücksspielmonopol, solange das 
zusammengerechnete Spielkapital solcher Ausspielungen desselben Veranstalters 4 000 Euro im Kalenderjahr 
nicht übersteigt und wenn mit der Ausspielung nicht persönliche Interessen der Veranstalter oder Erwerbs-
zwecke verfolgt werden. 

(6) Ausspielungen mit Kartenspielen in Turnierform zum bloßen Zeitvertreib unterliegen nicht dem Glücksspiel-
monopol des Bundes, wenn 

1. die Einsätze (alle vermögenswerten Leistungen) pro Teilnehmer und Turnier insgesamt höchstens 10 Euro 
betragen und 

2. nicht mehr als 100 Spieler teilnehmen und 

3. die Summe der in Aussicht gestellten vermögenswerten Leistungen (Gewinne in Geld, Waren oder geld-
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werten Leistungen) die Summe aller vermögenswerten Leistungen nach Z 1 nicht übersteigt und 

4. die Ausspielung im Rahmen einer aufrechten Gastgewerbeberechtigung nach § 111 Abs. 1 Gewerbe-
ordnung 1994 in den Betriebsräumen des Berechtigten stattfindet und sie höchstens einmal im Quartal pro 
Gastgewerbeberechtigung erfolgt. 

Ausspielungen nach diesem Absatz dürfen nur an ortsfesten Veranstaltungsorten und nicht über elektronische 
Medien durchgeführt werden, wobei an ein und demselben Veranstaltungsort monatlich insgesamt höchstens 
eine Ausspielung mit Kartenspielen in Turnierform zum bloßen Zeitvertreib durchgeführt werden darf. Eine 
Durchführung in Turnierform liegt vor, wenn erst nach dem Ausgang mehrerer Spielrunden die Gewinner der 
Ausspielung feststehen. 

Eine Ausspielung mit Kartenspielen in Turnierform zum bloßen Zeitvertreib ist ab 1. Jänner 2011 vor ihrer 
Durchführung dem Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel in elektronischem Weg anzu-
zeigen. Der Bundesminister für Finanzen kann dabei im Verordnungsweg nähere Details der elektronischen 
Übermittlung regeln. 

 

Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten  

§ 5 

(1) Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten sind Ausspielungen nach § 2 Abs. 3 an ortsfesten, öffentlich 
zugänglichen Betriebsstätten unter Einhaltung ordnungspolitischer Mindestanforderungen an Bewilligungs-
werber (Abs. 2) sowie besonderer Begleitmaßnahmen der Spielsuchtvorbeugung (Abs. 3 bis 5), der Geld-
wäschevorbeugung (Abs. 6) und der Aufsicht (Abs. 7)  

1. in Automatensalons mit mindestens 10 und höchstens 50 Glücksspielautomaten oder  

2. in Einzelaufstellung mit höchstens drei Glücksspielautomaten.  

Dabei darf ein höchstzulässiges Verhältnis von einem Glücksspielautomat pro 1 200 Einwohner insgesamt im 
Bundesland nicht überschritten werden und die Anzahl der aufrechten Bewilligungen zum Betrieb von Glücks-
spielautomaten ist mit höchstens drei pro Bundesland beschränkt. Im Bundesland Wien beträgt das höchst-
zulässige Verhältnis ein Glücksspielautomat pro 600 Einwohner. Die Einwohnerzahl eines Bundeslandes be-
stimmt sich nach dem für den jeweiligen Finanzausgleich von der Bundesanstalt Statistik Österreich zuletzt fest-
gestellten und kundgemachten Ergebnis der Statistik des Bevölkerungsstandes oder der Volkszählung zum 
Stichtag 31. Oktober, wobei das zuletzt kundgemachte Ergebnis im Zeitpunkt der Erteilung von Bewilligungen 
maßgeblich ist.  

(2) Ordnungspolitische Anforderungen an Bewilligungswerber bzw. -inhaber sind zumindest:  

1. der Betrieb durch eine Kapitalgesellschaft mit Aufsichtsrat, deren Sitz zur Sicherstellung einer ordnungs-
politischen Aufsicht über die Organbeschlüsse im Inland liegt und die keine Gesellschafter hat, die über 
einen beherrschenden Einfluss verfügen und die Zuverlässigkeit in ordnungspolitischer Hinsicht gefährden; 
§ 14 Abs. 3 ist sinngemäß einzuhalten.  

2. die Abwicklung des Betriebs der Glücksspielautomaten vom Inland aus;  

3. der Nachweis eines eingezahlten Stamm- oder Grundkapitals von mindestens 8 000 Euro je betriebs-
berechtigtem Glücksspielautomaten und der rechtmäßigen Mittelherkunft in geeigneter Weise sowie einer 
Sicherstellung mit einem Haftungsbetrag von zumindest 20 v. H des Mindeststamm- oder Mindestgrund-
kapitals;  

4. ein Entsenderecht des Bundesministers für Finanzen für einen Staatskommissär und dessen Stellvertreter 
zur Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes bei den Betreibern von Auto-
matensalons, wobei § 76 BWG sinngemäß anzuwenden ist;  

5. die Bestellung eines oder mehrerer Geschäftsleiter, die aufgrund entsprechender Vorbildung fachlich ge-
eignet sind, über die für den ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb erforderlichen Eigenschaften und Er-
fahrungen verfügen und gegen die kein Ausschließungsgrund nach § 13 der Gewerbeordnung 1994 vor-
liegt;  
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6. eine Eigentümer- oder allenfalls Konzernstruktur, die eine wirksame Aufsicht über den Bewilligungsinhaber 
nicht behindert;  

7. ein technisches Gutachten über die Einhaltung der Bestimmungen der Abs. 4, 5 und 7 über den Spieler-
schutz und die Sicherung der Gewinnausschüttung;  

8. eine Höchstbewilligungsdauer von 15 Jahren.  

(3) Spielsuchtvorbeugende Maßnahmen bei Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten bestehen aus 
Spielerschutz begleitenden Rahmenbedingungen und einem spielerschutzorientierten Spielverlauf.  

(4) Als Spielerschutz begleitende Rahmenbedingungen nach Abs. 3 sind zumindest verpflichtend vorzusehen  

a) für Automatensalons:  

1. die Einrichtung eines Zutrittssystems, das sicherstellt, dass jeder Besuch des Automatensalons nur voll-
jährigen Personen gestattet ist, die ihre Identität durch Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises nach-
gewiesen haben, der den Anforderungen des § 40 Abs. 1 BWG entspricht, wobei der Bewilligungsinhaber 
die Identität des Besuchers und die Daten des amtlichen Lichtbildausweises, mit dem diese Identität nach-
gewiesen wurde, festzuhalten und diese Aufzeichnungen mindestens fünf Jahre aufzubewahren hat;  

2. die Vorlage eines Konzepts über die Schulung der Mitarbeiter im Umgang mit Spielsucht und über die Zu-
sammenarbeit mit einer oder mehreren Spielerschutzeinrichtung(en); 

3. die Einrichtung eines Warnsystems mit abgestuften Spielerschutzmaßnahmen von der Spielerinformation 
bis zur Spielersperre abhängig vom Ausmaß der Besuche des Spielteilnehmers in den Automatensalons 
eines Bewilligungsinhabers;  

4. die Anzeige der mathematisch ermittelten Gewinnausschüttungsquote des jeweiligen Spielprogramms bei 
der gewählten Einsatzgröße am Glücksspielautomat, wobei diese ausgehend von einer unendlichen Serie 
an Einzelspielen in einer Bandbreite von 85 bis 95 vH liegen muss und nur nach vorheriger Bekanntgabe 
an die zuständige Landesbehörde geändert werden darf; werden dem Spielteilnehmer in einem Spiel-
programm verschiedene Gewinnchancen zur Auswahl angeboten, so darf keine dieser Gewinnchancen für 
sich alleine betrachtet, ausgehend von einer unendlichen Serie an Einzelspielen, über 95 vH liegen;  

5. das Verbot zu Spielinhalten mit aggressiven, gewalttätigen, kriminellen, rassistischen oder porno-
graphischen Darstellungen;  

6. die Möglichkeit für Spieler zur jederzeitigen Einsichtnahme in eine deutsche Fassung der Spielbe-
schreibungen aller Spiele der Glücksspielautomaten;  

7. die Einhaltung eines Mindestabstands von 15 Kilometern Luftlinie oder in Gemeinden mit mehr als 500 000 
Einwohnern von 2 Kilometern Luftlinie für Automatensalons mit mehr als 15 Glücksspielautomaten zum 
Standort einer Spielbank, wobei der Abstand eines Automatensalons in einer Gemeinde mit mehr als 
500 000 Einwohnern auf dem Gebiet dieser Gemeinde nicht mehr als 2 Kilometer Luftlinie betragen muss; 
zudem darf im Umkreis von 300 Metern oder in Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern von 150 
Metern Luftlinie eines Automatensalons mit mehr als 15 Glücksspielautomaten kein weiterer Automaten-
salon mit mehr als 15 Glücksspielautomaten eröffnet werden; schließlich muss zwischen Automatensalons 
desselben Bewilligungsinhabers jedenfalls ein Mindestabstand von 100 Metern Gehweg eingehalten 
werden; die Einwohnerzahl der Gemeinden richtet sich dabei nach dem von der Bundesanstalt Statistik 
Österreich kundgemachten Ergebnis der letzten Volkszählung;  

8. die Teilnahme an einer vom Bundesgesetzgeber den Grundsätzen des Datenschutzrechts entsprechend 
noch vorzusehenden Austauschsverpflichtung von Daten über Besuchs- und Spielsperren oder -
beschränkungen zwischen Glücksspielanbietern;  

9. die sinngemäße Einhaltung der Bestimmung des § 25 Abs. 3.  

b) bei Einzelaufstellung:  

1. die Einrichtung eines Identifikationssystems, das sicherstellt, dass nur volljährige Personen an den Glücks-
spielautomaten spielen können und das eine zeitliche Begrenzung der Spielzeiten an den Glücksspielauto-
maten ermöglicht;  

2. die Ausstellung einer laufend nummerierten Spielerkarte durch den Bewilligungsinhaber oder dessen Ver-
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tragspartner zur Einhaltung der höchstzulässigen Tagesspieldauer (Abs. 5 lit. b Z 7), auf der der Name des 
Bewilligungsinhabers sowie Name, Geburtsdatum und Lichtbild des Spielteilnehmers sowie das (Erst-) 
Ausstellungsdatum angebracht sind; dabei ist durch den Bewilligungswerber oder dessen Vertragspartner 
sicherzustellen, dass pro Spieler nur jeweils eine Spielerkarte ausgestellt ist, oder, wenn mehrere Spieler-
karten für einen Spieler ausgestellt wurden, jeweils nur eine Spielerkarte für einen Spieler gültig ist, und 
nur diese Spielerkarte zur Teilnahme am Spiel berechtigt; die Dauer der bereits absolvierten Spielteil-
nahmen muss bei Ausstellung einer neuen Spielerkarte für einen Spielteilnehmer auf diese Spielerkarte 
übertragen werden;  

3. die Einrichtung eines Warnsystems mit abgestuften Spielerschutzmaßnahmen von der Spielerinformation 
bis zur Spielersperre abhängig vom Ausmaß der Spielzeiten des Spielers;  

4. die Anzeige der mathematisch ermittelten Gewinnausschüttungsquote des jeweiligen Spielprogramms am 
Glücksspielautomat, wobei diese ausgehend von einer unendlichen Serie an Einzelspielen in einer Band-
breite von 82 bis 92 vH liegen muss und nur nach vorheriger Bekanntgabe an die zuständige Landes-
behörde geändert werden darf; werden dem Spielteilnehmer in einem Spielprogramm verschiedene Ge-
winnchancen zur Auswahl angeboten, so darf keine dieser Gewinnchancen für sich alleine betrachtet, aus-
gehend von einer unendlichen Serie an Einzelspielen, über 92 vH liegen;  

5. das Verbot zu Spielinhalten mit aggressiven, gewalttätigen, kriminellen, rassistischen oder porno-
graphischen Darstellungen;  

6. die Möglichkeit für Spieler zur jederzeitigen Einsichtnahme in eine deutsche Fassung der Spielbe-
schreibungen aller Spiele der Glücksspielautomaten.  

(5) Ein Spielerschutz orientierter Spielverlauf nach Abs. 3 besteht,  

a) wenn in Automatensalons zumindest 

1. die vermögenswerte Leistung des Spielers höchstens 10 Euro pro Spiel beträgt;  

2. die in Aussicht gestellten vermögenswerten Leistungen (Gewinne in Geld, Waren oder geldwerten Leist-
ungen) 10 000 Euro pro Spiel nicht überschreiten;  

3. jedes Spiel zumindest 1 Sekunde dauert und vom Spielteilnehmer gesondert ausgelöst wird;  

4. keine parallel laufenden Spiele auf einem Glücksspielautomaten spielbar sind, wobei aber Einsätze auf 
mehreren Gewinnlinien des Spieles erlaubt sind, wenn die vermögenswerte Leistung pro Spiel weder den 
Höchsteinsatz nach Z 1 übersteigt, noch der erzielbare Höchstgewinn nach Z 2 überschritten wird;  

5. eine Einsatz- oder Gewinnsteigerung oder Vervielfachung über den Höchsteinsatz nach Z 1 oder Höchst-
gewinn nach Z 2 mit vor oder nach dem Spiel oder während des Spieles durchgeführter Begleitspiele nicht 
möglich ist;  

6. keine Jackpots ausgespielt werden und  

7. nach zwei Stunden ununterbrochener Spieldauer eines Spielteilnehmers der Glücksspielautomat ab-
schaltet (Abkühlungsphase).  

b) wenn in Einzelaufstellung zumindest  

1. die vermögenswerte Leistung des Spielers höchstens 1 Euro pro Spiel beträgt;  

2. die in Aussicht gestellten vermögenswerten Leistungen (Gewinne in Geld, Waren oder geldwerten Leist-
ungen) 1 000 Euro pro Spiel nicht überschreiten;  

3. jedes Spiel zumindest 2 Sekunden dauert und vom Spielteilnehmer gesondert ausgelöst wird;  

4. keine parallel laufenden Spiele auf einem Glücksspielautomaten spielbar sind, wobei aber Einsätze auf 
mehreren Gewinnlinien des Spieles erlaubt sind, wenn die vermögenswerte Leistung pro Spiel weder den 
Höchsteinsatz nach Z 1 übersteigt, noch der erzielbare Höchstgewinn nach Z 2 überschritten wird;  

5. eine Einsatz- oder Gewinnsteigerung oder Vervielfachung über den Höchsteinsatz nach Z 1 oder Höchst-
gewinn nach Z 2 mit vor oder nach dem Spiel oder während des Spieles durchgeführter Begleitspiele nicht 
möglich ist;  
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6. keine Jackpots ausgespielt werden und  

7. das Spielen auf Glücksspielautomaten in Einzelaufstellung nur höchstens für drei Stunden je Spielteil-
nehmer innerhalb von 24 Stunden möglich ist (höchstzulässige Tagesspieldauer).  

(6) Als Maßnahmen zur Geldwäschevorbeugung sind zumindest  

a) in Fällen von Automatensalons die sinngemäße Einhaltung der Bestimmungen der § 25 Abs. 4 bis 8 sowie 
§ 25a vorzusehen;  

b) in Fällen der Einzelaufstellung die sinngemäße Einhaltung der Bestimmungen der § 25 Abs. 6 bis 8 sowie 
§ 25a vorzusehen.  

(7) Als Aufsicht sichernde Maßnahmen sind zumindest vorzusehen  

1. eine über einen Zentralcomputer vernetzt durchgeführte Abrechnung von Glücksspielautomaten und die 
Sicherstellung der verpflichtenden elektronischen Anbindung an die Bundesrechenzentrum GmbH gemäß 
§ 2 Abs. 3;  

2. dass in Automatensalons und an Standorten mit Einzelaufstellung keine anderen Glücksspiele als solche 
des Bewilligungsinhabers im Sinne dieser Bestimmung angeboten werden dürfen;  

3. eine Sicherstellung, dass Glücksspielautomaten keine anderen Funktionseigenschaften haben als jene, die 
in einem am Aufstellungsort aufliegenden technischen Handbuch angegeben und beschrieben sind;  

4. eine Sicherung gegen Datenverlust bei Stromausfall und gegen äußere, elektromagnetische, elektro-
statische oder durch Radiowellen hervorgerufene Einflüsse;  

5. eine verpflichtende aufsichtsbehördliche Standortbewilligung für jeden einzelnen Automatensalon sowie 
eine laufende Berichterstattung an den Bundesminister für Finanzen über die erteilten landesrechtlichen 
Bewilligungsbescheide der Betreiber von Automatensalons und eine Übermittlung einer Aufstellung aller 
landesrechtlich bewilligten Glücksspielautomaten unter Angabe ihrer bewilligten Standorte und Nennung 
des Betreibers in elektronischer Form zur Sicherstellung der damit verbundenen Abgabenleistung sowie 
für glücksspielrechtliche Überwachungen;  

6. eine Kontrolle durch Landesbehörden auf Einhaltung der glücksspielrechtlichen Bestimmungen unter sinn-
gemäßer Anwendung des § 23;  

7. eine verpflichtende Zusammenarbeit der Landesbehörden mit dem Bundesminister für Finanzen in Auf-
sichtsangelegenheiten; 

8. dass während der Übergangszeit nach § 60 Abs. 25 Z 2 Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten 
nur insoweit ausgeübt werden können, als im selben Ausmaß aufrechte und zum 15. März 2010 tat-
sächlich ausgeübte landesrechtliche Bewilligungen für Glücksspielautomaten nach § 4 Abs. 2 in der Fas-
sung vor diesem Bundesgesetz in diesem Bundesland in der Übergangszeit auslaufen oder vorzeitig un-
widerruflich zurückgelegt werden, wobei für neue Bewilligungen die höchstzulässige Anzahl an Glücks-
spielautomaten gemäß Abs. 1 nicht überschritten werden darf;  

9. die (sinngemäße) Einhaltung der Bestimmungen der §§ 31b, 51 sowie 56 Abs. 1 GSpG;  

10. eine Parteistellung des Bundesministers für Finanzen in allen Angelegenheiten des § 5.  

(8) Bei Verstoß eines Bewilligungsinhabers gegen die oben genannten Verpflichtungen sowie gegen die Ver-
pflichtungen aus der elektronischen Datenübermittlung nach § 2 Abs. 3 kann der Bundesminister für Finanzen 
einen Antrag auf die Verhängung von Sanktionen im Sinne des § 23 durch die Landesbehörde stellen. 

… 

Spielbanken 

§ 21 
Konzession 

(1) Der Bundesminister für Finanzen kann das Recht zum Betrieb einer Spielbank durch Erteilung einer Konzes-
sion übertragen. Die Konzessionserteilung erfolgt nach vorheriger öffentlicher und transparenter Interessenten-
suche durch den Bundesminister für Finanzen. 
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(2) Eine Konzession nach Abs. 1 darf nur einem Konzessionswerber erteilt werden, der 

1. eine Kapitalgesellschaft mit Aufsichtsrat ist, deren Sitz zur Sicherstellung einer ordnungspolitischen Auf-
sicht nach diesem Bundesgesetz über die Organbeschlüsse im Inland liegt und den Betrieb zur Sicherstel-
lung einer ordnungspolitischen Aufsicht nach diesem Bundesgesetz vom Inland aus abwickelt; 

2. keine Aktionäre hat, die über einen beherrschenden Einfluss verfügen und durch deren Einfluss eine Zu-
verlässigkeit in ordnungspolitischer Hinsicht nicht gewährleistet ist, 

3. über ein eingezahltes Grundkapital von mindestens 22 Millionen Euro verfügt, wobei die rechtmäßige Mit-
telherkunft in geeigneter Weise nachzuweisen ist, 

4. Geschäftsleiter bestellt, die auf Grund entsprechender Vorbildung fachlich geeignet sind, über die für den 
ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb erforderlichen Eigenschaften und Erfahrungen verfügen und gegen 
die kein Ausschließungsgrund nach § 13 der Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974, vorliegt und 

5. auf Grund der Umstände (insbesondere Erfahrungen, Kenntnisse und Eigenmittel) erwarten läßt, daß er 
unter Beachtung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes über den Schutz der Spielteilnehmer und über 
die Geldwäschevorbeugung die Konzession am besten ausübt sowie 

6. bei dem die Struktur des allfälligen Konzerns, dem der oder die Eigentümer, die eine qualifizierte Be-
teiligung an dem Unternehmen halten, angehören, eine wirksame Aufsicht über den Konzessionär nicht 
behindert. 

(3) Zur Bewerbung um eine Konzession ist für Interessenten ein Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes erforderlich. Im Falle der erfolgreichen Be-
werbung eines Interessenten ist die Konzession unter der Bedingung der Erfüllung des Erfordernisses nach 
Abs. 2 Z 1 zu erteilen. Dabei hat die Konzession nach fristgerechter Gründung einer inländischen Kapital-
gesellschaft auf diese überzugehen, sobald sie die Erfüllung dieses Absatzes sowie die Einhaltung der für die 
gegenständliche Konzessionserteilung entscheidenden Merkmale nachweist. Für diesen Nachweis ist im Kon-
zessionsbescheid eine angemessene Frist zu setzen. 

(4) Vor der Entscheidung über den Antrag ist dem Bundesland und der Gemeinde, in deren Bereich eine Spiel-
bank errichtet werden soll, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(5) Insgesamt dürfen höchstens fünfzehn Konzessionen im Sinne des Abs. 1 erteilt werden. 

(6) Treten mehrere Konzessionswerber, die die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 4 erfüllen, gleichzeitig auf, 
so hat der Bundesminister für Finanzen auf Grund des Abs. 2 Z 5 zu entscheiden. 

(7) Im Konzessionsbescheid ist insbesondere festzusetzen: 

1. Die Dauer der Konzession; sie darf 15 Jahre nicht überschreiten; 

2. die Höhe und die Art der zu leistenden Sicherstellung; diese ist mit mindestens 10 v. H des Grundkapitals 
des Konzessionärs festzusetzen; die finanziellen Verpflichtungen des Konzessionärs gegenüber dem Bund 
und den Spielern sind hierbei zu berücksichtigen; 

3. die Bezeichnung und die Art der Durchführung der Glücksspiele, die in Spielbanken betrieben werden 
dürfen; 

4. die Art der Kontrolle der Besucher gemäß § 25; 

5. die Spielzeit in den Spielbanken und der Preis der Eintrittskarten; 

6. eine Betriebspflicht für Lebendspiele. 

(8) Wenn die Gewinnermittlung im Rahmen eines Lebendspiels gemäß Abs. 7 Z 3 erfolgt, ist auch eine elek-
tronische Übertragung des Spiels zur Spielteilnahme innerhalb der Spielbank zulässig. Die Durchführung von 
den im Konzessionsbescheid bewilligten Glücksspielen außerhalb von Spielbanken oder deren Zugänglich-
machung außerhalb von Spielbanken ist verboten. 

(9) Der Konzessionär hat dem Bundesminister für Finanzen für unmittelbar im Spielbetrieb eingesetzte Per-
sonen, insbesondere Croupiers, eine Ausbildungsordnung vorzulegen. 
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§ 22 
Pokersalon  

Der Bundesminister für Finanzen kann das Recht zum Betrieb einer weiteren Spielbank durch Erteilung einer 
Konzession gemäß § 21 übertragen, wenn er diese zum ausschließlichen Betrieb eines Pokersalons für Poker-
spiele ohne Bankhalter im Lebendspiel beschränkt. Dabei reduziert sich das erforderliche eingezahlte Grund-
kapital auf mindestens 5 Millionen Euro. 

 

§ 23 

Treten nach Erteilung der Konzession Umstände auf, die den Voraussetzungen des § 21 Abs. 7 widersprechen 
oder verletzt der Konzessionär Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder eines Bescheides des Bundes-
ministers für Finanzen, so hat dieser 

1. dem Konzessionär unter Androhung einer Zwangsstrafe aufzutragen, den entsprechenden Zustand binnen 
jener Frist herzustellen, die im Hinblick auf die Erfüllung seiner Aufgaben und im Interesse der Spielteil-
nehmer angemessen ist; 

2. im Wiederholungsfall den Geschäftsleitern des Konzessionärs die Geschäftsführung ganz oder teilweise 
zu untersagen; 

3. die Konzession zurückzunehmen, wenn andere Maßnahmen nach diesem Bundesgesetz die Einhaltung 
dieses Bundesgesetzes nicht sicherstellen können. 

 

§ 24 
Beteiligungen des Konzessionärs und der Geschäftsleiter 

 (1) Der Konzessionär darf keine Filialbetriebe außerhalb Österreichs errichten. Der Erwerb von qualifizierten 
Beteiligungen (§ 15 Abs. 1) des Konzessionärs bedarf der Bewilligung des Bundesministers für Finanzen. Die 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn keine Beeinträchtigung des Spielbankabgabeaufkommens zu erwarten ist und 
die qualifizierte Beteiligung außerhalb Österreichs in Ländern, mit denen kein Doppelbesteuerungsabkommen 
besteht, unmittelbar vom Konzessionär oder mittelbar von einem Beteiligungsunternehmen mit Sitz in Österreich 
gehalten wird. Qualifizierte Beteiligungen außerhalb Österreichs in Ländern, mit denen kein Doppelbe-
steuerungsabkommen besteht, sind in einer dieser Bestimmung entsprechenden Weise zu halten. 

(2) Der Konzessionär hat dem Bundesminister für Finanzen jedes Überschreiten der Grenze von 25 v. H der 
Stimmrechte oder des Kapitals einer unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung unverzüglich schriftlich anzu-
zeigen. Der Bundesminister für Finanzen kann die Aufgabe dieser Beteiligung innerhalb einer angemessenen 
Frist verlangen, wenn eine Beeinträchtigung des Spielbankabgabeaufkommens zu erwarten ist. 

 

§ 24a 

Die Erweiterung des Geschäftsgegenstandes des Konzessionärs bedarf der Bewilligung des Bundesministers 
für Finanzen. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn keine Beeinträchtigung des Spielbankenabgabeaufkommens 
zu erwarten ist. 

 

§ 25 
Spielbankbesucher 

(1) Der Besuch der Spielbank ist nur volljährigen Personen gestattet, die ihre Identität durch Vorlage eines amt-
lichen Lichtbildausweises nachgewiesen haben, der den Anforderungen des § 40 Abs. 1 BWG entspricht. Der 
Konzessionär hat die Identität des Besuchers und die Daten des amtlichen Lichtbildausweises, mit dem diese 
Identität nachgewiesen wurde, festzuhalten und diese Aufzeichnungen mindestens fünf Jahre aufzubewahren. 

(2) Die Spielbankleitung kann Personen ohne Angabe von Gründen vom Besuch der Spielbank ausschließen. 
Die Spielbankleitung hat ihre Mitarbeiter in Zusammenarbeit mit zumindest einer Spielerschutzeinrichtung im 
Umgang mit Spielsucht zu schulen. 
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(3) Entsteht bei einem Staatsbürger eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines Staates des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes die begründete Annahme, dass Häufigkeit und Intensität seiner Teilnahme am 
Spiel für den Zeitraum, in welchem er mit dieser Intensität und Häufigkeit spielt, das Existenzminimum ge-
fährden, hat die Spielbankleitung wie folgt vorzugehen: 

1. Es sind Auskünfte bei einer unabhängigen Einrichtung einzuholen, die Bonitätsauskünfte erteilt 
(unabhängige Bonitätsauskünfte). 

a) Wird durch diese Auskünfte die begründete Annahme, dass die fortgesetzte und unveränderte Teil-
nahme am Spiel das konkrete Existenzminimum dieses Spielers gefährdet, bestätigt, hat die Spiel-
bank durch besonders geschulte Mitarbeiter mit dem Spielteilnehmer ein Beratungsgespräch zu 
führen, in welchem der Spielteilnehmer auf die Gefahren der Spielteilnahme und der möglichen Ge-
fährdung des Existenzminimums hingewiesen wird und sind dem Spielteilnehmer Informationen über 
Beratungseinrichtungen anzubieten. 

b) Nimmt der Spielteilnehmer trotz dieses Beratungsgespräches unverändert häufig und intensiv am 
Spiel teil oder verweigert er dieses Beratungsgespräch, ist die Spielbankleitung verpflichtet, ihm den 
Besuch der Spielbank dauernd oder auf eine bestimmte Zeit zu untersagen oder die Anzahl der Be-
suche einzuschränken. 

2. Ist die Einholung unabhängiger Bonitätsauskünfte nicht möglich oder sind diese nicht aussagekräftig, so 
hat die Spielbank 

a) durch besonders geschulte Mitarbeiter mit dem Spielteilnehmer ein Beratungsgespräch zu führen, in 
welchem der Spielteilnehmer auf die Gefahren der Spielteilnahme und der möglichen Gefährdung 
des Existenzminimums hingewiesen wird und sind dem Spielteilnehmer Informationen über Be-
ratungseinrichtungen anzubieten. 

b) Im Anschluss daran ist der Spielteilnehmer zu befragen, ob seine Einkommens- und Vermögens-
situation derart ist, dass durch seine Teilnahme am Spiel sein konkretes Existenzminimum gefährdet 
ist. 

c) Wird durch das Beratungsgespräch und die Befragung des Spielteilnehmers über eine allfällige Ge-
fährdung seines Existenzminimums die begründete Annahme bestätigt, dass die fortgesetzte und 
nach Häufigkeit und Intensität unveränderte Teilnahme am Spiel sein konkretes Existenzminimum ge-
fährden würde, oder verweigert der Spielteilnehmer das Beratungsgespräch oder die Auskunft, ob 
eine Gefährdung seines Existenzminimums vorliegt, ist die Spielbankleitung verpflichtet, ihm den Be-
such der Spielbank dauernd oder auf eine bestimmte Zeit zu untersagen oder die Anzahl der Be-
suche einzuschränken. 

Eine über die Einholung der unabhängigen Bonitätsauskünfte, das Beratungsgespräch oder die Befragung des 
Spielteilnehmers hinausgehende Überprüfungs- und Nachforschungspflicht der Spielbankleitung besteht nicht. 

Verletzt die Spielbankleitung die nach Z 1 und 2 vorgeschriebenen Pflichten und beeinträchtigt der Spielteil-
nehmer durch die deshalb unveränderte Teilnahme am Spiel sein konkretes Existenzminimum, haftet die Spiel-
bankleitung für die dadurch während der unveränderten Teilnahme am Spiel eintretenden Verluste. Die Haftung 
der Spielbankleitung ist der Höhe nach mit der Differenz zwischen dem nach Verlusten das Existenzminimum 
unterschreitenden Nettoeinkommen des Spielers unter Berücksichtigung seines liquidierbaren Vermögens einer-
seits und dem Existenzminimum andererseits abschließend beschränkt; höchstens beträgt der Ersatz das kon-
krete Existenzminimum. Das Existenzminimum ist nach der Exekutionsordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung (allgemeiner monatlicher Grundbetrag) zu ermitteln. 

Die Haftung ist innerhalb von drei Jahren nach dem jeweiligen Verlust gerichtlich geltend zu machen. Die Spiel-
bankleitung haftet nicht, sofern der Spielteilnehmer bei seiner Befragung nicht offensichtlich unrichtige oder un-
vollständige Angaben macht oder wenn ihr bei der Erfüllung ihrer Pflichten nur leichte Fahrlässigkeit vorwerfbar 
ist. 

Dieser Absatz regelt abschließend alle Ansprüche des Spielteilnehmers gegen die Spielbankleitung im Zusam-
menhang mit der Gültigkeit des Spielvertrages oder mit Verlusten aus dem Spiel. 

(4) Den Spielbankbesuchern ist das Mitführen technischer Hilfsmittel, die geeignet sind, sich oder anderen einen 
Spielvorteil zu verschaffen, nicht gestattet. 

(5) Ergeben sich begründete Anhaltspunkte dafür, dass eine Person technische Hilfsmittel im Sinne des Abs. 4 
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mit sich führt, so hat die Spielbankleitung diese vom Besuch der Spielbank auszuschließen. 

(6) Der Konzessionär hat jeder Tätigkeit und jeder Transaktion besondere Aufmerksamkeit zu widmen und 
schriftlich festzuhalten, deren Art seines Erachtens besonders nahe legt, dass sie mit Geldwäscherei oder Ter-
rorismusfinanzierung zusammenhängen könnte. Ergibt sich der Verdacht oder der berechtigte Grund zur An-
nahme, 

1. dass eine Transaktion des Besuchers in der Spielbank der Geldwäscherei dient, oder 

2. dass der Besucher der Spielbank einer terroristischen Vereinigung gemäß § 278b StGB angehört oder 
eine Transaktion des Besuchers in der Spielbank der Terrorismusfinanzierung gemäß § 278d StGB dient, 

so hat der Konzessionär unverzüglich die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) in Kenntnis zu setzen. In diesen Fällen dürfen laufende Transaktionen bis zur 
Entscheidung der Behörde nicht abgewickelt werden. § 41 Abs. 1 bis 4, 7 und 8 BWG sind sinngemäß auf den 
Konzessionär nach Maßgabe der gemäß Richtlinie 2005/60/EG für Kasinos geltenden Pflichten anzuwenden. 

(7) Ergibt sich der Verdacht oder der berechtigte Grund zur Annahme, dass der Besucher der Spielbank nicht 
auf eigene Rechnung handelt, so hat der Konzessionär den Besucher aufzufordern, die Identität des Treugebers 
mit den gemäß § 40 Abs. 2 BWG erforderlichen Mitteln nachzuweisen. Wird dieser Aufforderung nicht nach-
gekommen oder ist der Identitätsnachweis ungenügend, so ist der Besuch der Spielbank zu versagen und die 
Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) in Kennt-
nis zu setzen. 

(8) Ergibt sich bei einer zur Überwachung oder Beaufsichtigung der Spielbanken zuständigen Behörde der Ver-
dacht oder der berechtigte Grund zur Annahme, dass eine Transaktion der Geldwäscherei oder Terrorismus-
finanzierung dient, so hat sie die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundeskriminalamt-
Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) hievon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

 

§ 25a 

Der Konzessionär hat zur Vorbeugung und Verhinderung von Transaktionen, die mit Geldwäscherei oder Ter-
rorismusfinanzierung zusammenhängen, § 41 Abs. 4 BWG nach Maßgabe der gemäß Richtlinie 2005/60/EG für 
Kasinos geltenden Pflichten anzuwenden. Die Behörde (Geldwäschemeldestelle (§ 4 Abs. 2 des Bundes-
kriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002)) hat dem Konzessionär Zugang zu aktuellen Informationen über 
Methoden der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung und über Anhaltspunkte zu verschaffen, an 
denen sich verdächtige Transaktionen erkennen lassen. Ebenso sorgt sie dafür, dass eine zeitgerechte Rück-
meldung in Bezug auf die Wirksamkeit von Verdachtsmeldungen nach § 25 Abs. 6 und 7 und die daraufhin ge-
troffenen Maßnahmen erfolgt, soweit dies praktikabel ist. 

 

§ 26 
Besuchs- und Spielordnung 

 (1) Der Konzessionär hat für jede von ihm betriebene Spielbank eine Besuchs- und Spielordnung festzusetzen 
und diese in geeigneter Weise durch Anschlag den Besuchern zur Kenntnis zu bringen. Die Besuchs- und Spiel-
ordnung hat insbesondere zu enthalten: 

1. die näheren Spielregeln für die im Bewilligungsbescheid zugelassenen Glücksspiele sowie die Mindest- 
und Höchsteinsätze; 

2. die Bedingungen für den Eintritt in die Spielbank (Identitätsnachweis und Kontrolle der Besucher gemäß 
§ 25); 

3. die Spielzeiten und den Preis der Eintrittskarten. 

(2) Die Besuchs- und Spielordnung bedarf der Bewilligung des Bundesministers für Finanzen. Die Bewilligung 
ist zu versagen, wenn die Besuchs- und Spielordnung die Vorschriften dieses Bundesgesetzes verletzt oder 
durch sie eine dem Konzessionsbescheid entsprechende ordnungsgemäße Führung der Spielbank nicht zu er-
warten ist. 
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§ 27 
Arbeitnehmer des Konzessionärs 

(1) Die Arbeitnehmer des Konzessionärs müssen Staatsbürger eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, 
eines Staates des Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz sein. 

(2) Den Arbeitnehmern des Konzessionärs ist es untersagt, Aktien des Konzessionsunternehmens zu erwerben. 
Es dürfen ihnen weder Anteile vom Ertrag der Unternehmung noch von diesem Ertrag abhängige Vergütungen 
(Provisionen, Tantiemen und dergleichen) in irgendeiner Form gewährt werden. Der Konzessionär kann seinen 
Arbeitnehmern jedoch aus dem Ertrag jener Glücksspiele, die außer französischem Roulette, Baccarat und 
Baccarat chemin de fer noch in den Spielbanken betrieben werden, Beiträge zur Cagnotte (Abs. 3) gewähren. 

(3) Den Arbeitnehmern des Konzessionärs ist es weiters untersagt, von den Spielern Zuwendungen, welcher Art 
auch immer, entgegen zu nehmen. Es ist jedoch gestattet, dass die Spieler Zuwendungen, die für die Gesamt-
heit der Arbeitnehmer des Konzessionärs bestimmt sind, in besonderen, für diesen Zweck in den Spielsälen vor-
gesehenen Behältern hinterlegen (Cagnotte). 

(4) Die Aufteilung der Cagnotte (Abs. 3) unter die Arbeitnehmer des Konzessionärs ist durch Kollektivvertrag 
und durch eine Betriebsvereinbarung zu regeln. Dem Konzessionär steht kein wie immer gearteter Anspruch auf 
diese Zuwendungen zu. Von der Verteilung der Cagnotte sind Vorstandsmitglieder, leitende Angestellte mit 
Sonderverträgen sowie Arbeitnehmer von Nebenbetrieben ausgenommen. 

 

§ 28 
Spielbankabgabe 

(1) Der Konzessionär hat eine Spielbankabgabe zu entrichten. 

(2) Die Bemessungsgrundlage für die Spielbankabgabe bilden die Jahresbruttospieleinnahmen eines jeden 
Spielbankbetriebes, im Falle von Ausspielungen über Glücksspielautomaten die um die gesetzliche Umsatz-
steuer verminderten Jahresbruttospieleinnahmen aus Glücksspielautomaten eines jeden Spielbankbetriebes. 
Jahresbruttospieleinnahmen sind die im Kalenderjahr dem Spielbankbetrieb zugekommenen Spieleinsätze und 
die ihm von den Spielern für die Überlassung von Spieleinrichtungen geleisteten Vergütungen abzüglich der 
vom Spielbankbetrieb ausgezahlten Gewinne und entweder jener Einsätze, die in Form besonders gekenn-
zeichneter, in Geld nicht einlösbarer und nur mit Genehmigung des Bundesministers für Finanzen von der Spiel-
bankunternehmung ausgegebener Spielmarken (Sonderjetons) geleistet werden oder eines vom Bundes-
minister für Finanzen festgesetzten Betrages für jeden registrierten Spielbankbesuch.  

(3) Die Spielbankabgabe beträgt 30 v. H. 

 

§ 29 

(1) Die Spielbankabgabe ist am 10. des der Spieleinnahme folgenden zweiten Kalendermonats fällig. 

(2) Bis zum in Abs. 1 genannten Zeitpunkt hat der Konzessionär über die abzuführenden Beträge an Spielbank-
abgabe dem Finanzamt für Gebühren und Verkehrsteuern, ab 1. Jänner 2011 dem Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel, eine nach Spielbanken und Spielarten gegliederte Abrechnung vorzulegen. 
Diese Abrechnung gilt als Abgabenerklärung. Der Konzessionär hat bis zum 15. März des Folgejahres für das 
abgelaufene Kalenderjahr eine Steuererklärung abzugeben, die alle in diesem Kalenderjahr endenden Ver-
anlagungszeiträume zu erfassen hat. Diese Erklärung gilt als Jahresabgabenerklärung. 

(3) Das Finanzamt ist unbeschadet der Befugnisse, die ihm nach der Bundesabgabenordnung, BGBL. 
Nr. 194/1961, in der jeweils geltenden Fassung, zustehen, berechtigt, den Betrieb der Spielbank zu über-
wachen. Insbesondere dürfen Organe des Finanzamtes zu Überwachungszwecken während der Spielzeit in den 
Räumen, in denen die Spiele stattfinden, anwesend sein. Der Konzessionär ist verpflichtet, solche Über-
wachungsmaßnahmen zu dulden. Die mit der Vornahme der Überwachungsmaßnahmen beauftragten Organe 
haben sich zu Beginn der Amtshandlung unaufgefordert über ihre Person und darüber auszuweisen, dass sie 
zur Vornahme der Überwachungsmaßnahmen berechtigt sind. Die Kosten der Überwachung trägt der Kon-
zessionär; das Finanzamt hat den monatlichen Personal- und Sachaufwand für die Überwachung des Kon-
zessionärs gemäß den Richtlinien zu § 14 Abs. 5 BHG mit Bescheid zu bemessen und dem Konzessionär inner-
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halb von drei Monaten nach Ablauf jedes Kalendermonates zur Zahlung innerhalb von 14 Tagen vorzu-
schreiben. 

 

§ 30 
Beteiligungsverhältnisse 

(1) Jede unmittelbare Verfügung über die Anteile an der Konzessionärsgesellschaft ist während der Dauer der 
Bewilligung an die vorherige Genehmigung des Bundesministers für Finanzen gebunden. 

(2) Treten Umstände auf, die darauf schließen lassen, daß die in § 21 Abs. 2 Z 2 verlangte Zuverlässigkeit 
dieser Personen nicht gegeben ist, so kann der Bundesminister für Finanzen die Ausübung des Stimmrechts im 
Zusammenhang mit Aktien, die von dieser Person gehalten werden, durch Bescheid aussetzen. 

 

§ 31 
Aufsicht 

(1) Der Bundesminister für Finanzen hat den Konzessionär auf die Einhaltung der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes, des Konzessionsbescheides sowie sonstiger, auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassener 
Bescheide des Bundesministers für Finanzen zu überwachen. Zu diesem Zweck kann der Bundesminister für 
Finanzen auch in die Bücher und Schriften des Konzessionärs Einschau nehmen; er kann Überprüfungen an Ort 
und Stelle vornehmen oder durch Abschlußprüfer oder sonstige sachverständige Personen vornehmen lassen 
und vom Konzessionär Auskünfte über Geschäftsvorfälle, die Vorlage von Zwischenabschlüssen und von Aus-
weisen in bestimmter Form und Gliederung verlangen; solchen Verlangen hat der Konzessionär unverzüglich zu 
entsprechen. Organe und Personen, deren sich der Bundesminister für Finanzen zur Ausübung seines Auf-
sichtsrechtes bedient, dürfen die Geschäftsräume des Konzessionärs betreten und haben sich zu Beginn der 
Amtshandlung unaufgefordert durch Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrages auszuweisen. Die Kosten der 
Überwachung trägt der Konzessionär; der Bundesminister für Finanzen hat den jährlichen Personal- und Sach-
aufwand für die Überwachung des Konzessionärs gemäß den Richtlinien zu § 14 Abs. 5 BHG mit Bescheid zu 
bemessen und dem Konzessionär innerhalb von drei Monaten nach Ablauf jedes Kalenderjahres zur Zahlung 
innerhalb von 14 Tagen vorzuschreiben. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen hat zur Ausübung seines Aufsichtsrechtes unbeschadet des Abs. 1 bei der 
Spielbankunternehmung einen Staatskommissär und dessen Stellvertreter zu bestellen. § 26 des Kreditwesen-
gesetzes, BGBl. Nr. 63/1979, in der jeweils geltenden Fassung ist sinngemäß anzuwenden. 

(3) Der geprüfte Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss und Konzernlagebericht sowie der Prüfungs-
bericht über den Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss und Konzernlagebericht sind vom Konzes-
sionär längstens innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Geschäftsjahres dem Bundesminister für 
Finanzen vorzulegen. 

 

§ 31a 
Erhebung von Landes- und Gemeindeabgaben 

Die Länder und Gemeinden dürfen die Konzessionäre und Bewilligungsinhaber nach den §§ 5, 14, 21 und 22 
und deren Spielteilnehmer sowie Vertriebspartner weder dem Grunde noch der Höhe nach mit Landes- und 
Gemeindeabgaben belasten, denen keine andere Ursache als eine nach diesem Bundesgesetz konzessionierte 
Ausspielung zu Grunde liegt. Davon abweichend sind Fremdenverkehrsabgaben zulässig, insoweit die 
Konzessionäre und Bewilligungsinhaber sowie deren Spielteilnehmer und Vertriebspartner sowohl nach dem 
Steuergegenstand als auch nach dem Steuersatz nicht umfangreicher als die anderen Abgabepflichtigen steuer-
lich belastet werden. 

 

§ 31b 
Gemeinsame Vorschriften für  

Konzessionäre und Bewilligungsinhaber  

(1) Die Konzessionäre und Bewilligungsinhaber nach den §§ 5, 14, 21 und 22 haben dem Bundesminister für 
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Finanzen über Spenden an einzelne Spendenempfänger von mehr als 10 000 Euro im Kalenderjahr bis zum 
15. März des Folgejahres jährlich zu berichten. Dem Nationalrat ist vom Bundesminister für Finanzen alle drei 
Jahre eine Liste dieser Spendenempfänger der jeweiligen Konzessionäre und Bewilligungsinhaber zu über-
mitteln. Gleichzeitig ist dem Nationalrat vom Bundesminister für Finanzen ein Bericht über die Tätigkeit der Ab-
gabenbehörden im Bereich verbotener Ausspielungen und die diesbezügliche behördenübergreifende Zusam-
menarbeit zu übermitteln.  

(2) Die Arbeitnehmer von Konzessionären und Bewilligungsinhabern nach den §§ 5, 14, 21 und 22 dürfen in den 
Betrieben ihrer Arbeitgeber nicht am Spiel teilnehmen. Dies gilt für andere unmittelbar im Spielbetrieb ein-
gesetzte Personen gleichermaßen.  

(3) Personen in Dienstuniform haben nur in Ausübung ihres Dienstes Zutritt, ausgenommen in begründeten Ein-
zelfällen mit Zustimmung der Leitung des Konzessionärs oder Bewilligungsinhabers nach §§ 5, 14, 21 und 22.  

(4) Für die Durchführung von Elektronischen Lotterien mit Video Lotterie Terminals und von Landesaus-
spielungen mit Glücksspielautomaten haben der Konzessionär nach § 14 und der Bewilligungsinhaber nach § 5 
Rahmenspielbedingungen aufzulegen und im Internet zu veröffentlichen. Auf Nachfrage sind die Rahmenspiel-
bedingungen den Spielteilnehmern in den Standorten kostenfrei auszuhändigen. 

… 

STRAF- UND VERFAHRENSBESTIMMUNGEN 

§ 50 
Behörden und Verfahren 

(1) Für Strafverfahren und Betriebsschließungen nach diesem Bundesgesetz sind in erster Instanz die Bezirks-
verwaltungsbehörden, im örtlichen Wirkungsbereich einer Bundespolizeidirektion diese, und in zweiter Instanz 
die Unabhängigen Verwaltungssenate gemäß § 51 Abs. 1 VStG zuständig. 

(2) Diese Behörden können sich der Mitwirkung der Organe der öffentlichen Aufsicht bedienen und zur Klärung 
von Sachverhaltsfragen in Zusammenhang mit den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes die Amtssach-
verständigen des § 1 Abs. 3 hinzuziehen. Zu den Organen der öffentlichen Aufsicht zählen jedenfalls die Organe 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes und der Abgabenbehörden. 

(3) Zur Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind die Organe der öffent-
lichen Aufsicht auch aus eigenem Antrieb berechtigt. Die Organe der Abgabenbehörden können zur Sicherung 
der Ausübung ihrer Überwachungsbefugnisse die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes hinzuziehen. 

(4) Die Behörde nach Abs. 1 und die in Abs. 2 und 3 genannten Organe sind zur Durchführung ihrer Über-
wachungsaufgaben berechtigt, Betriebsstätten und Betriebsräume sowie Räumlichkeiten zu betreten, auch 
wenn dies sonst der Allgemeinheit untersagt ist, soweit dies zur Überwachung der Einhaltung der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes erforderlich ist. Veranstalter, Anbieter und Personen, die Glücksspiel-
einrichtungen bereithalten, haben der Behörde nach Abs. 1, dem Amtssachverständigen (§ 1 Abs. 3) und den 
Organen der öffentlichen Aufsicht umfassend Auskünfte zu erteilen, umfassende Überprüfungen und Testspiele 
zu ermöglichen und Einblick in die geführten Aufzeichnungen sowie die nach diesem Bundesgesetz aufzu-
legenden Spielbeschreibungen zu gewähren. 

(5) Die Abgabenbehörde hat in Verwaltungsverfahren nach §§ 52, 53 und 54 dann, wenn zu der Verwaltungs-
übertretung eine von ihr stammende Anzeige vorliegt, Parteistellung und kann Berufung gegen Bescheide sowie 
Einspruch gegen Strafverfügungen erheben. 

(6) Eine von der Bezirksverwaltungsbehörde oder von der Bundespolizeidirektion beabsichtigte Aufhebung einer 
Beschlagnahme oder die Einstellung eines Strafverfahrens ist im Falle des Vorliegens einer Anzeige einer Ab-
gabenbehörde dieser zuvor unverzüglich zur Stellungnahme zu übermitteln. 

(7) Der Bundesminister für Finanzen ist berechtigt, gegen Entscheidungen der Unabhängigen Verwaltungs-
senate Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Die Unabhängigen Verwaltungssenate haben 
Ausfertigungen glücksspielrechtlicher Entscheidungen unverzüglich dem Bundesminister für Finanzen zu über-
mitteln. 

(8) Wird das Ermittlungsverfahren, dem eine Anzeige einer Abgabenbehörde zugrunde liegt, von der Staatsan-
waltschaft eingestellt, so ist die anzeigende Abgabenbehörde davon unter Darlegung der Gründe unmittelbar zu 
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verständigen. Zur Erfüllung der glücksspielrechtlichen Überwachungsaufgaben haben die Strafgerichte den 
Bundesminister für Finanzen über den Ausgang von Strafverfahren nach § 168 StGB zu verständigen und ihm 
unmittelbar nach Rechtskraft eine Urteilsausfertigung zu übermitteln. 

(9) Der Bundesminister für Finanzen kann den Informationsaustausch sowie die Form der Übermittlung der 
Berichte und Dokumente (Abs. 5 bis 8) mit Verordnung regeln. 

 

§ 51 
Spielgeheimnis 

(1) Die Veranstalter von dem Glücksspielmonopol unterliegenden Glücksspielen, ihre Organmitglieder, Be-
schäftigte, Vertragspartner sowie sonst für die Veranstalter tätige Personen, haben über die Spieler und deren 
Teilnahme am Spiel (Gewinn oder Verlust) Verschwiegenheit zu bewahren (Spielgeheimnis). Werden Organen 
von Behörden bei ihrer dienstlichen Tätigkeit Tatsachen bekannt, die dem Spielgeheimnis unterliegen, so haben 
sie das Spielgeheimnis als Amtsgeheimnis zu wahren. 

(2) Die Verpflichtung zur Wahrung des Spielgeheimnisses besteht nicht 

1. in Verfahren vor Zivilgerichten und in Zusammenhang mit einem Strafverfahren gemäß der StPO; 

2. gegenüber Verlassenschaftsabhandlungs- und Pflegschaftsgerichten; 

3. gegenüber Abgaben- und Finanzstrafbehörden für Zwecke von Abgabenverfahren und verwaltungsbehörd-
lichen Finanzstrafverfahren; 

4. wenn der Spielteilnehmer der Offenbarung des Geheimnisses ausdrücklich zustimmt; 

5. in Fällen des § 25 Abs. 6 und 7; 

6. in den Fällen der §§ 19 und 31 sowie 

7. in Ermittlungs- und Verwaltungsverfahren nach §§ 52 bis 54. 

 

§ 52 
Verwaltungsstrafbestimmungen 

(1) Es begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der Behörde mit Geldstrafe bis zu 22 000 Euro zu be-
strafen, 

1. wer zur Teilnahme vom Inland aus verbotene Ausspielungen im Sinne des § 2 Abs. 4 veranstaltet, or-
ganisiert, anbietet oder unternehmerisch zugänglich macht oder sich als Unternehmer im Sinne des § 2 
Abs. 2 daran beteiligt; 

2. wer gewerbsmäßig ohne Berechtigung Spielanteile eines von diesem Bundesgesetz erfassten Glücks-
spieles oder Urkunden, durch welche solche Spielanteile zum Eigentum oder zum Gewinnbezug über-
tragen werden, veräußert oder an andere überlässt; 

3. wer die Bewilligungsbedingungen eines genehmigten Glücksspieles nicht einhält; 

4. wer die Auflagen des § 5 nicht einhält oder ein Glücksspiel trotz Untersagung oder nach Zurücknahme der 
Spielbewilligung durchführt; 

5. wer gegen eine Bestimmung der in § 2 Abs. 3 vorgesehenen Verordnung, gegen die Auflageverpflichtung 
von Spielbeschreibungen, die Anzeigeverpflichtung gemäß § 4 Abs. 6 oder eine Duldungs- oder Mit-
wirkungspflicht nach § 50 Abs. 4 verstößt; 

6. wer die Teilnahme an verbotenen Ausspielungen im Sinne des § 2 Abs. 4 – insbesondere durch die Ver-
mittlung der Spielteilnahme, das Bereithalten von anderen Eingriffsgegenständen als Glücksspiel-
automaten oder die unternehmerische Schaltung von Internet-Links – fördert oder ermöglicht; 

7. wer technische Hilfsmittel (z.B. eine entsprechend geeignete Fernbedienung) bereit hält, mit sich führt oder 
einsetzt, die geeignet sind, sich selbst oder anderen einen unlauteren Spielvorteil zu verschaffen oder den 
Spielablauf zu beeinflussen; 

Österreich 
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8. wer die Pflichten der Geldwäschevorbeugung gemäß § 25 Abs. 6 und 7 oder § 25a verletzt; 

9. wer verbotene Ausspielungen (§ 2 Abs. 4) im Inland bewirbt oder deren Bewerbung ermöglicht, es sei 
denn es liegt eine Bewilligung des Bundesministers für Finanzen gemäß § 56 Abs. 2 vor; 

10. wer als Kreditinstitut wissentlich die vermögenswerte Leistung eines Spielers an den Veranstalter oder An-
bieter verbotener Ausspielungen weiterleitet, wenn dies im vorsätzlichen unmittelbaren Zusammenwirken 
mit dem Veranstalter oder Anbieter geschieht; 

11. wer bei der Durchführung von Ausspielungen Trinkgelder direkt annimmt. 

… 

(4) Die Teilnahme an Elektronischen Lotterien, für die keine Konzession des Bundesministers für Finanzen er-
teilt wurde, ist strafbar, wenn die erforderlichen Einsätze vom Inland aus geleistet werden. Der Verstoß gegen 
dieses Verbot wird bei vorsätzlicher Begehung mit einer Geldstrafe bis zu 7 500 Euro, ansonsten mit einer Geld-
strafe bis zu 1 500 Euro geahndet. 

(5) Die Verjährungsfrist (§ 31 Abs. 2 VStG) für Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 1 beträgt ein Jahr. 

… 

§ 56. 
Zulässige Werbung 

(1) Die Konzessionäre und Bewilligungsinhaber nach diesem Bundesgesetz haben bei ihren Werbeauftritten 
einen verantwortungsvollen Maßstab zu wahren. Die Einhaltung dieses verantwortungsvollen Maßstabes ist 
ausschließlich im Aufsichtswege und nicht dem Klagswege nach §§ 1 ff UWG zugänglich. Abs. 1 Satz 1 stellt 
kein Schutzgesetz im Sinne des § 1311 ABGB dar. 

(2) Spielbanken aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten des Europäischen Wirtschaftsraumes 
dürfen im Inland den Besuch ihrer ausländischen, in Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraumes gelegenen Betriebsstätten gemäß den Grundsätzen des Abs. 1 bewerben, 
wenn dem Betreiber der Spielbank dafür eine Bewilligung durch den Bundesminister für Finanzen erteilt wurde. 
Eine solche Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Betreiber der Spielbank dem Bundesminister für Finanzen 
nachgewiesen hat, dass 

1. die für den Betrieb der Spielbank erteilte Konzession § 21 entspricht und im Konzessionserteilungsland, 
das ein Mitgliedstaat der Europäischen Union oder ein Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes ist, aus-
geübt wird, und 

2. die gesetzlichen Spielerschutzbestimmungen dieses Mitgliedstaates der Europäischen Union oder Staates 
des Europäischen Wirtschaftsraumes den inländischen zumindest entsprechen. 

Entsprechen die Werbemaßnahmen nicht den Anforderungen nach Abs. 1, kann dem Betreiber der aus-
ländischen Spielbank die Werbung durch den Bundesminister für Finanzen untersagt werden. 

 

§ 56a 
Betriebsschließung 

(1) Besteht der begründete Verdacht, dass im Rahmen einer betrieblichen Tätigkeit Glücksspiele entgegen den 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes veranstaltet oder durchgeführt werden, und ist mit Grund anzunehmen, 
dass eine Gefahr der Fortsetzung besteht, so kann die Behörde ohne vorausgegangenes Verfahren, aber nicht 
ohne vorher zur Einstellung der entgegen den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes veranstalteten oder 
durchgeführten Glücksspiele aufgefordert zu haben, an Ort und Stelle die gänzliche oder teilweise Schließung 
des Betriebes verfügen. Von einer Betriebsschließung ist Abstand zu nehmen, wenn eine weitere Gefährdung 
der Interessen des Glücksspielmonopols durch andere geeignete Vorkehrungen, wie die Stilllegung von Ein-
richtungen, Beschlagnahmen oder sonstige Maßnahmen, mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann. 

(2) Bei der Erlassung einer Verfügung nach Abs. 1 sind bestehende Rechte soweit zu schonen, als dies ohne 
Gefährdung der Ziele dieses Bundesgesetzes möglich ist. Eine Verfügung nach Abs. 1 ist unverzüglich aufzu-
heben, wenn feststeht, dass der Grund für ihre Erlassung nicht mehr besteht. 



Seite 16 

Dokumen tti tel 

(3) Über eine Verfügung nach Abs. 1 ist binnen drei Tagen ein schriftlicher Bescheid zu erlassen, widrigenfalls 
die Verfügung als aufgehoben gilt. Ein Bescheid gilt auch dann als erlassen, wenn eine Zustellung an den Ver-
fügungsberechtigten an dessen Unternehmenssitz oder an der Betriebsstätte nicht möglich ist. Die Zustellung 
des Bescheides kann in einem solchen Fall durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

(4) In einem Bescheid nach Abs. 3 können auch andere nach Abs. 1 zulässige Maßnahmen angeordnet werden. 
Ein Bescheid ist aufzuheben, wenn eine fortdauernde Gefährdung der Interessen des Glücksspielmonopols 
nicht mehr besteht. 

(5) Ordentlichen Rechtsmitteln gegen Bescheide über Verfügungen nach Abs. 1 kommt keine aufschiebende 
Wirkung zu. 

 

§ 60 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1990 in Kraft. 

… 

(20) Die Änderungen in § 25 Abs. 3, § 52 Abs. 1 Z 9 und 10 und § 56 jeweils in der Fassung des Bundes-
gesetzes, BGBl. I Nr. 126/2008, treten mit 1. Jänner 2009 in Kraft. 

(21) Die Änderungen in § 12a und in § 25 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 37/2010, 
treten mit 1. Juli 2010 in Kraft. 

… 

(23) Der Bundesminister für Finanzen kann mit Verordnung, wenn es organisatorisch zweckmäßig ist und einer 
wirksamen, einfachen und kostensparenden Vollziehung dient, die Zuweisung einzelner Aufgaben an Abgaben-
behörden übertragen. 

(24) Bis zur Erteilung einer Konzession im Sinne des § 22, längstens bis 31.12.2012, steht § 2 in der Fassung 
dieses Bundesgesetzes dem Betrieb eines Pokersalons für Pokerspiele ohne Bankhalter im Lebendspiel dann 
nicht entgegen, wenn dieser Betrieb bereits auf Grundlage der Rechtslage zum 1. Jänner 2010 zulässig ge-
wesen wäre und bereits vor dem 15. März 2010 auf Basis einer aufrechten gewerberechtlichen Bewilligung er-
folgt ist.  

(25) Nach erfolgter Notifikation im Sinne der RL 98/34/EG (Nr. 2010/228/A) und nach am 16. Juli 2010 abge-
laufener Sperrfirst des Art. 8 RL 98/34/EG treten die Änderungen jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes, 
BGBl. I Nr. 73/2010, am Tag nach Kundmachung dieses Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 73/2010, im Bundes-
gesetzblatt in Kraft. Dabei gelten jedoch folgende Sonderbestimmungen:  

1. Zum 1. Jänner 2011 bestehende VLT-Outlets oder VLT-Outlets, die bis 31. Dezember 2010 vom Bundes-
minister für Finanzen bescheidmäßig genehmigt sind, müssen spätestens mit 31. Dezember 2014 den 
Vorschriften des § 12a in der Fassung dieses Bundesgesetzes entsprechen. Dies gilt nicht für § 12a Abs. 2 
dritter Satz für zum 1. Jänner 2010 bereits bestehende VLT-Outlets.  

2. Glücksspielautomaten, die aufgrund landesgesetzlicher Bewilligung gemäß § 4 Abs. 2 in der Fassung vor 
diesem Bundesgesetz zugelassen worden sind, dürfen längstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014 
betrieben werden (Übergangszeit). Wenn in einem Bundesland die nach § 5 Abs. 1 höchstzulässige An-
zahl an Glücksspielautomaten zum 31. Dezember 2009 um mehr als das Doppelte überschritten worden 
ist, dürfen in diesem Bundesland Glücksspielautomaten, die aufgrund landesgesetzlicher Bewilligung ge-
mäß § 4 Abs. 2 in der Fassung vor diesem Bundesgesetz zugelassen worden sind, längstens bis zum Ab-
lauf des 31. Dezember 2015 betrieben und bis dahin an bereits bestehenden Standorten und im be-
stehenden Ausmaß auch verlängert werden.  

3. § 31a tritt am Tag nach Kundmachung dieses Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 73/2010, im Bundesgesetzblatt 
in Kraft. Die Länder haben die Ausführungsgesetze zu § 31a bis zum Ablauf des 31. Dezember 2010 zu 
erlassen und in Kraft zu setzen. Wenn das Bundesgesetz, BGBl. I Nr. 73/2010, allerdings nach dem 30. 
Juni 2010 kundgemacht wird, dann sind die Ausführungsgesetze innerhalb von sechs Monaten vom Tag 
der Kundmachung zu erlassen und in Kraft zu setzen. 

4. § 57 und die Änderung in § 59 Abs. 2 in der Fassung dieses Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 73/2010, treten 

Österreich 
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mit 1. Jänner 2011 in Kraft. § 57 Abs. 3 tritt für Ausspielungen mit Glücksspielautomaten auf Basis einer 
landesrechtlichen Bewilligung nach § 4 Abs. 2 in der Fassung vor diesem Bundesgesetz erst ein Jahr nach 
Inkrafttreten eines Landesgesetzes über Landesausspielungen mit Glücksspielautomaten in Kraft. 

5. Der Bundesminister für Finanzen wird bis zum Jahr 2014 einen Evaluierungsbericht über die Aus-
wirkungen dieses Bundesgesetzes erstellen und dem Nationalrat vorlegen. 

6. Die Die Änderungen in § 17 in der Fassung dieses Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 73/2010, treten mit 
1. Jänner 2011 in Kraft. 

(26) Auf Betriebsräumlichkeiten von Konzessionären oder Bewilligungsinhabern nach den §§ 5, 14, 21 und 22 
finden die Bestimmungen für Gastronomiebetriebe unter der Voraussetzung Anwendung, dass diese Konzes-
sionäre oder Bewilligungsinhaber oder deren Vertragspartner eine aufrechte Gastgewerbeberechtigung nach 
§ 111 Abs. 1 der Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBl. Nr. 194/1994 in der geltenden Fassung haben und für 
die betroffenen Betriebsräumlichkeiten eine aufrechte Betriebsanlagengenehmigung für die Ausübung dieser 
Gewerbeberechtigung vorliegt.“ 

 
 
Hinweis: Die Inhalte dieser Webseite(n) werden mit größtmöglicher Sorgfalt recherchiert und in das Gesamt-
angebot der ISA-Guide implementiert. Obwohl sie regelmäßig gepflegt werden kann es vorkommen, dass Ab-

handlungen bzw. aufbereitete Rechtsvorschriften nicht (mehr) dem neuesten Stand entsprechen. Dies gilt ins-
besondere für Rechtsvorschriften des Auslandes. Sollten Sie dies einmal feststellen ist die Redaktion für ent-
sprechende Hinweise dankbar. Trotz sorgfältiger Prüfung kann eine Haftung für die Richtigkeit, Vollständigkeit 
und Aktualität des Angebots, insbesondere für eventuelle Schäden oder Konsequenzen, die durch die direkte 
oder indirekte Nutzung der Inhalte entstehen, nicht übernommen werden. Alle Rechtsvorschriften stammen 
aus frei zugänglichen Quellen – in der Regel handelt es sich um redaktionell aufgearbeitete Texte amtlicher 
Verkündungsblätter; rechtsverbindlich ist der im amtlichen Mitteilungsblatt des jeweiligen Bundeslandes oder 
Staates veröffentlichte Text, dessen Fundstelle regelmäßig bezeichnet wird. 
 
Alle angebotenen Inhalte in Wort und Bild dienen ausschließlich der persönlichen Information, ihre Ver-
wendung bei Behörden und Gerichten zu dienstlichen Zwecken sowie die Nutzung zu Ausbildungs-, Wissen-
schafts- und Forschungszwecken ist unter Angabe der Quelle ausdrücklich erwünscht. Für nichtgewerbliche 
Zwecke sind Vervielfältigung und unentgeltliche Verbreitung, auch auszugsweise, mit Quellenangabe gestat-
tet. Die Verbreitung, auch auszugsweise, über elektronische Systeme/Datenträger bedarf der vorherigen Zu-
stimmung. 

 


